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Pressemitteilung

Nr. 13/2016

Landesvorstand des Sächsischen Städte- und Gemeindetages begrüßt einstimmig die Verhandlungsergebnisse zum kommunalen Finanzausgleich 2017/2018 und zur Flüchtlingsunterbringung

Der Landesvorstand des Sächsischen Städte- und Gemeindetages (SSG) hat heute die Ergebnisse der Verhandlungen der beiden kommunalen Spitzenverbände mit dem Sächsischen Staatsministerium der Finanzen zum kommunalen Finanzausgleich 2017/2018 und zur Finanzierung der Flüchtlingsunterbringung einstimmig begrüßt.

Der Präsident des SSG, der Hoyerswerdaer Oberbürgermeister Stefan Skora, sagte dazu: „Die Kommunen partizipieren an den guten Steuereinnahmen des Freistaates und können in den beiden kommenden Jahren mit einer steigenden Finanzausgleichsmasse rechnen. Die Anhebung der Flüchtlingspauschale bewirkt eine Entlastung der Landkreise und Kreisfreien Städte, und auch bei der Unterbringung und Betreuung der unbegleiteten minderjährigen Ausländer engagiert sich der Freistaat nun auf einer verlässlichen Basis. Ich freue mich, dass Freistaat und Kommunen nach schwierigen Verhandlungen ein Ergebnis erzielt haben, das den Interessen beider Seiten gerecht wird.“

Nach dem Ergebnis der Spitzengespräche am 19. Mai und 6. Juni 2016 steigt die kommunale Finanzausgleichsmasse von 2.932,3 Mrd. Euro im Jahr 2016 auf 3.227,6 Mrd. Euro im Jahr 2017 und auf 3.387,7 Mrd. Euro im Jahr 2018. Die Erhöhung folgt einem gesetzlichen Mechanismus im Sächsischen Finanzausgleichsgesetz (FAG) und den relativ guten Steuereinnahmen des Freistaates Sachsen. Die Erhöhung ist allerdings überzeichnet, weil der jährliche Mehrbelastungsausgleich aus der Verwaltungsreform 2008 in die FAG-Finanzmasse integriert wurde. Bislang erfolgte diese Zahlung direkt aus dem Staatshaushalt. Der Mehrbelastungsausgleich beträgt rund 155 Mio. Euro.

Einen weiteren Schwerpunkt der Gespräche zwischen kommunaler und staatlicher Ebene bildeten die Verhandlungen über die Finanzierung der Unterbringung und Versorgung der Flüchtlinge. Die Pauschale nach dem Sächsischen Flüchtlingsaufnahmegesetz soll für das laufende Jahr 2016 von bisher 7.600 Euro pro Flüchtling und Jahr auf 10.500 Euro erhöht werden. Hinzu kommt eine einmalige Bedarfszuweisung von insgesamt 20 Mio. Euro. In den Jahren 2017 und 2018 sinkt die Pauschale vorläufig auf insgesamt 9.950 Euro bzw. 9.787 Euro. In einem den Verhandlungen zugrunde liegenden Gutachten war ein Zusammenhang zwischen den Flüchtlingszahlen und der Höhe der Pauschale je Flüchtling hergestellt worden. Aufgrund der Annahme sinkender Flüchtlingszahlen geht daher auch die Fallpauschale in den kommenden beiden Jahren zurück. Nachträglich wird aber ein Abgleich (Revision) zwischen den angenommenen und den tatsächlichen Flüchtlingszahlen durchgeführt werden, wenn die Abweichung mehr als 10 Prozent beträgt.

Schließlich wurde vereinbart, dass sich der Freistaat ab 2017 an den sog. „Overheadkosten“ der Landkreise und Kreisfreien Städte bei der Aufnahme, Unterbringung und Betreuung von unbegleiteten minderjährigen Ausländern mit einer Pauschale von 3.374 Euro pro Jahr und Person beteiligt.
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Der Sächsische Städte- und Gemeindetag (SSG) ist der kommunale Spitzenverband der Städte und Gemeinden des Freistaates Sachsen mit 420 Mitgliedern. 





Der SSG fördert die Rechte und Interessen der Städte und Gemeinden und vertritt sie gegen�über der Landesregierung, dem Landtag sowie zahlreichen anderen Landesorganisationen. Der Verband berät seine Mitglieder, vermittelt ihnen Informationen und pflegt deren Erfahrungs�austausch. 









